
Information über Beschluss mit Folgekosten Nr. 25

Hinweise: Bitte jedes der unten stehenden Felder befüllen und maximal zwei bis drei Seiten!

Referat: Referat für 
Stadtplanung und 
Bauordnung

Haupt-/Abteilung(en) 
(Bereich): HA II/6

betroffene Referate:

Öffentliche BV: Nicht-Öffentliche BV: Federführung:

Arbeitstitel geplanter Beschluss: Weiteres Vorgehen Bayernkaserne

1. Aufgabe

1.1 Kurze Beschreibung der Aufgabe:
Die beantragten Finanzmittel dienen zur Umsetzung des 1. Bauabschnittes der Bayernkaserne im 
Zeitraum von 2020 – 2023. Insgesamt werden Sachmittel in Höhe von bis zu 3 Mio. Euro erforderlich 
werden (750.000 € pro Jahr).

1.1.1
• Koordinieren der Umsetzung der (Wohn-)Bauvorhaben (einschließlich städtebaulicher 

Begutachtung, Betreuung von Wettbewerben und Gestaltungsgremium)

• Koordinieren von Terminen und Kosten für städtische Aufgaben (Erschließung, Grundwasser, 
Öffentlicher Raum, Wohnungsbau und Grundstücke)

1.1.2

• Einrichten und Betreuen eines Quartiersmanagements (Mobilität, Erdgeschosszonen, 
Vernetzung)

• Einrichten eines Baustellenmanagements für den Zeitraum der Bauphase

• Ausbauen der Öffentlichkeitsarbeit

• Bewerbung für das Förderprogramm „Nationale Projekte des Städtebaus“ mit dem Thema 
„Konsortiale Stadtentwicklung“ (Termin: März 2019). 
Bei erfolgreicher Bewerbung: Umsetzen der beantragten Maßnahmen (insbesondere 
Quartiersmanagement und dazugehörige Begleitmaßnahmen (2019-2023)

1.2 Aufgabenart

Pflichtaufgabe freiwillige Aufgabe bürgernahe Aufgabe 

Daueraufgabe zeitlich begrenzte Aufgabe 

Kurze Begründung:
Bei den Aufgaben handelt es sich um mittelbare Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungskreis, 
Auftragsgrundlagen sind insbesondere: BauGB (BauGB), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), 
Bayerische Verfassung (BV), Gemeindeordnung (GO), Bayer. Bauordnung (BayBO), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), Bayer. Naturschutzgesetz (BayNatSchG), Bay. Straßen- und 
Wegegesetz (BayStrWG), Verordnungen und Satzungen der Landeshauptstadt München, 
Stadtratsbeschlüsse

1.3 Auslöser des Mehrbedarfs

inhaltlich/ qualitative
Veränderung der Aufgabe neue Aufgabe 

quantitative 
Aufgabenausweitung 

Kurze Erläuterung:

Die Umsetzung der Bayernkaserne erfordert eine Personalverstärkung. Insbesondere die 
referatsübergreifende Koordinierung der Gesamtmaßnahme im Hinblick auf Termine, Kosten und 



Qualitäten erfordert zusätzliche Personalkapazitäten. Besonders verstärkt werden soll künftig das 
Thema Kosten: Für eine qualifizierte Kostenkontrolle des Projektes ist eine kontinuierlich fortgeführte 
Wirtschaftlichkeitsberechnung erforderlich. In Abstimmung mit den anderen Referaten ist diese zu 
erstellen und über den gesamten Realisierungszeitraum (ca. 2020-2030) fortzuführen.

Zu 1.1.2
Die Umsetzung der Bayernkaserne soll durch ein Quartiersmanagement begleitet werden, das von 
Anfang an die Projektbeteiligten (Bauherrn, Bewohner, Gewerbetreibende, Mobilitätsanbieter etc.) 
zusammenführt und so zum Gelingen der Maßnahme beiträgt. Hierzu sind entsprechende 
Vergabeverfahren durchzuführen, sowie die Ersteinrichtung dieser Maßnahmen erforderlich.
Insbesondere die konzeptionelle Entwicklung des Quartiersmanagements und dessen 
„Ersteinrichtung“ soll im Rahmen des Förderprogramms „Nationale Projekte der Stadtentwicklung“ 
gefördert werden. In diesem Zuge soll eine aktive Öffentlichkeitsarbeit eingerichtet werden. Es gilt 
hier Konzepte zur Einbindung der künftigen Bewohnerinnen und Bewohner, aber auch der 
bestehenden Nachbarschaften zu entwickeln.
Daneben sollen zu verschiedenen Phasen des Projektes wissenschaftliche Begleituntersuchungen 
durch externe Dienstleister (z.B. Hochschulen, Fakultäten etc.) durchgeführt werden. Diese 
Untersuchungen sind auf Ebene der Verwaltung zu koordinieren und zu unterstützen.

2. Finanzielle Auswirkungen

2.1 Zahlungen gesamt 2020 - 2024

2.1.1 Gesamteinzahlungen konsumtiv 0 €

2.1.2 Gesamtauszahlungen konsumtiv 3,828,000 €

2.1.3 Gesamteinzahlungen investiv 0 €

2.1.4 Gesamtauszahlungen investiv 0 €

2.2 konsumtiv Planjahr 2020

2.2.1 Einzahlungen 0 €

2.2.1.1 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 0 €

2.2.1.2 Sonstige Transfereinzahlungen 0 €

2.2.1.3 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.4 Privatrechtliche Leistungsentgelte 0 €

2.2.1.5 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 0 €

2.2.1.6 Sonstige Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

2.2.2 Auszahlungen 848,400 €

2.2.2.1 Personalauszahlungen 90,000 €

2.2.2.2 Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen

(ohne Arbeitsplatzkosten)
750,000 €

2.2.2.3 Arbeitsplatzkosten 8,400 €

2.2.2.4 Transferauszahlungen 0 €

2.2.2.5 Sonstige Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 0 €

2.3 investiv Planjahr 2020



2.3.1 Einzahlungen 0 €

2.3.2 Auszahlungen 0 €

3. Erforderliche Stellenbemessung gem. Leitfaden ist erfolgt?   ja   Nein

Das methodische Klärungsgespräch hat am 20.02.2019 mit dem 
POR stattgefunden.

4. Geltend gemachter Bedarf 

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für das 
Planjahr

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

1,0 (zu 1.1.1) - QE 3, TD, E12

2,0 (zu 1.1.2) - QE 4, TD, E13

geltend gemachter 
Stellenmehrbedarf für den 
Gesamtzeitraum

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

1,0 (zu 1.1.1) - QE 3, TD, E12

2,0 (zu 1.1.2) - QE 4, TD, E13

bereits für die Aufgabe 
eingesetzt

VZÄ davon befristet VZÄ QE, FR

1,0 (zu 1.1.1) - QE 4, TD, E13

1,0 (zu 1.1.1 ) - QE 3, TD, E11

5. zusätzlicher Büroraumbedarf

5.1 Kann der geltend gemachte Stellenbedarf in den vorhandenen Bestandsflächen des Referats 
untergebracht werden?

 ja   nein  teilweise

5.2 Falls „nein“ / „teilweise“ ausgewählt wurde: Für wie viele der in Ziffer 3 gemeldeten VZÄ wird 
Büroflächenbedarf ausgelöst?

Da dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung Anfang 2020 neue Räume zugewiesen werden, die 
derzeit vom Kommunalreferat belegt sind, kann das zusätzlich beantragte Personal aus Sicht des 
Referates für Stadtplanung und Bauordnung langfristig in den Verwaltungsgebäuden des Referates für 
Stadtplanung und Bauordnung untergebracht werden. Bis zur Freisetzung der Flächen des 
Kommunalreferates erfolgt die Unterbringung durch temporäre Nachverdichtungen.

6. Refinanzierung 

6.1 des geltend gemachten Stellenbedarfs:

Art: Höhe in %:

6.2 des geltend gemachten Sachmittelbedarfs:

Art: Höhe in %:
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